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EUROPA-BILANZ 
Wie weit ist die wirtaehaftliéhe Zusammenarbeit gediehen ? 

VON HANS I0IMI 

J*d*r Tag fcrm(K eine neue Er-
iilunRuahmen, \ 

•tinnitimi m I ui 

nini ttir nodi gi'fílimltti t .\tiihau l 

ihre i-unkiitinm ihre TUigkt 
• das Tau · firn/ limici tit η Kn' 

Fut ι 
befaßt, i-.t es naili^t rade uumi>t\ 

tlidien tu ι 
i( die 'lunniäisdut '¿uiaminen/jrheit 

Jan tur 

euri 
hat. 

,ΙΙΙΙΙΙΙιΊΙΠίί ; 

Ι Ν ml hl· ι 
liitlidil, 0 

dm Redaktion 

nt'hlll 

iu dektinn 

nzug 
Euiopa auf dem Wege zur wirtsci 

Verschmelzung ist mit einem Kisei 
vergleichbar, der «wer ungeheii 

.pf entwickelt, über doch nur lang-
latn vorwärts kommt. Erstmalig setzte 

• Mit Krtegi in Bewe­
gung, als die Amerikaner im Rahmen des 

;hallplan,s lui efne sturi ¡sduftu-
che Koordinierung und Zusammenarbeit der 
europaischen Landet dtanni 
stand dei tyJrtseheftaral (OEEC), 
dem ¡7 Länder und d< 

Ve, ¡ut, mit der Gründung 
uropäischen Zahlungsunion (KZU) den 
bin nur zweigleisigen (bilateralen) Han-
und Zahlungsvt ι ein mehrglei-
fmultilaterales), alle Westeuropa! 

nander verbindendes Stri! 
idelt zu haben. Daneben haben 

gl QU 
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dels-
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«ich die Sech* Länder, Frankreich, Bundes-
!gien, Luxemburg, Holland und 

ι >'orm der Montanunion noch eine 
eigene Schmalspurbahn für Kohle und Stahl 

inn aber stagnierte der weitere 
tmer europaischer Anlagen 

und Verbindungen. 

Um nun den Europazug wieder etwas 
ü lu bringen, «chufen die sechs 

Länder, die eich bereits in der Montanunion 
•hlossen hatten, fur ,sich die 

ipäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
unti ipaische Atomgemeinschaft (JEuru-

in ist ähnlicti wie die Montan». 
union eme Schmalspurbahn für einen speziel­
len Zweck, nämlich die gemeinsame Entwick­
lung und Ausnutzung der Atomenergie. Sie 
hat bereits einen amerikanischen Kredit von 
150 Millionen Dollar für den Bau von sechs 
Reak ι en. Demgegenüber ist die 

eine we-
i gehende und umfassendere Ejn-

tung. Sie ist zuvorderst eine Zollunion 
mit dem vertraglich festgelegten Zfel, im Zeit­
raum von 12 bis 14 Jahren die 'heute noch-

den sechs Ländern bestehenden y 
Zollsehranken su beseitigen und gleichzeitig 
gegenüber dritten Ländern einen gemeinsa-

»men Außcnzalltarif zu schaffen. Zugleich sol­
len die Einfuhrknntingenle weiter abgebaut, 
fur alle Wl bereiche, einschließlich 
der Latidwirtscha.it, gleiche Wettbewerbsre­
geln sowie überhaupt eine allgemeine wirt-

• i fliehe Harmonisierung, auch der Löhne 
und Sozialleistungen, herbeigeführt werden, 

gemeinsame Entwicklung 
der t dien Gebiete vorgesehen, wobei 
? idi allerdings für diejenigen Mitgliedsländer, 
die keine derartigen Gebiet« besitzen, die 
Gemeinsamkeit in der Hauptsache darauf be-

inkeh dürfte, finanzielle Beiträge In 
einen für diesen Zweck vorgesehenen Sonder­
fonds zu leisten. 

Am Anfang stehen neue Behörden 
BMe Verträge über die Eut· 
ifísgemfeínschaft und über Ematom sind 

am 1. Januar dieses Jahres in Kraft getre­
ten. Mit der Verwirklichung des Hauptziels, 
mit dem Mufenweisen Abbau der heute noch 
zwischen den sechs Ländern der Wirtschafts­
gemeinschaft bestehenden Itandetseohra 
iat allerdings nodi nicht gleich begonnen wor­
den. Vielmehr sollen die ersten konkreten 
Maßnahmen dieser Art nach dem im EWG-
Vertrag enthaltenen Fahrplan (siehe die Zu­
sammenstellung unten) erst am 1. Januar 
1999 wlrkeam werden Es 
eehnprozentlg* Zollsenkung, du 
Lender gegenseitig einräumen, • 
lung d t r noch bestehenden Einfuhrkontin­
gente in Globalkontingente sowie deren Auf­
stockung* um 20 Presset, Das jetzt laufende, 
erste Vertragsjahr hat also nodi keine prak-

A us Wirkungen für die Wu 
der sedie Mitgliedsländer. Es 1st als Anlauf­
zeit gedacht und soll vor allem dem Aufbau 
der ι enststellen und Behörden die­
nen. Wie es audi anders sein? Im 
20. Jahrhundert steht am Anfang immer 
eine Behörde, erst recht, wenn es um inter­
nationale Zielsetzungen geht. Dann abt. 

Gefahr besonders groß, daß eine 
¡it. — weil solche Ein-

tiefitnngeh In der Regel eher zu großzügig 
als zu sparsam dotiert werden — und tchiteß-
lidi vor lauter Dienststellen. Au 

oder 
nur nach schemenhaft gesehen wird 

Die Ornane fitte Cemetnediaften 
Ob die neuen Europa-Organisui 

gen diese Gefahr gefeit sind, läßt sich im 
Igen Aiifbaustadium der Behiirden noch 
1 übersehen. Eine gehörige Portion SI 

In schon iiiderregclun-
gen und Vorkehrungen für alle ην· 

. 
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fluß nehmen. Das zweite Organ ist die Kom­
mission, So nennt es sich allerdings nur toi 
der Wirtsduiftsgemeinschaft und bei Eura­
tom, wahrend es bei der Montanunion Hohe 
Behörde heißt. Es ist das eigentliche Voll­
zugsorgan und die Verwaltungsspitae in je­
der Gemeinschaft. Das dritte Organ, die so­
genannte Versammlung, 1st eine gemeinsame 
Einrichtung für alle drei Gemeinschaften. Sie 
soll eine Art Parlament darstellen und wltd 
daher auch meistens als Europa-Parlament 

¡ibenfalls allen drei gemeinsam 
Oeiiditshof. Alles das aber ist nur 

das Gerippe, um das sich eine Fülle von 
Dienstetellen und Abteilungen legen wird, 
und man kann nur hoffen, daß diese nicht 
gleich den Jahresringen der Bäume von 
Jahr zu Jahr mehr werden. 

Zur Zeit Ut man also dabei, die neuer» 
Europabehörden zu installieren. Diese Arbeit 
ist allerdings beträchtlich verzögert worden, 
weil sich die beteiligten Länder bisher nicht 
darüber einigen konnten, wo die Behörden 
ihren Sitz haben soljen. Zwar waren 
und sind sidi die Verantwortlichen auch 
heut» hoch darüber einig, daß es am 
zweckmäßigsten wäre, alle Organe der drei 
Gemeinsdiaften in einer Stadt. In einer Europa­
hauptstadt, zu konzentrieren. Aber damit 
hört auch die Einigkeit schon auf, und es 
sieht so aus, als werde des derzeitige Provi­
sorium ein Dauerzustand. Nämlich in Luxem­
burg die Hohe Behörde der Montanunion, 
in Brüssel die Kommissionen der Wirtschafts­
gemeinschaft und Euratom, in Straßburg 
das Europa-Parlament. Daß dies« räumliche 
Trennung alles andere als ein erfreulicher 

rid ist, dati dadurch viel Zeit, Arbeit 
und Reisekosten unnütz vertan werden, liegt 
auf ii ι Wenn trotz dieser schwer­

en Bedi gegen eine weitere 
i#r der jetzigen Zersplitterung . be-

* Außenminister der sechs Mit-
Konferenz Anfang 

Juli wiederum kein« if In der Haupt­
in deshalb, 

iichteleien bei man-
noch immer den Vorrang 

vor dt aiseben Gemeinschaflsgedan-
ken haben. Luxemburg möchte die Dlenststel-

lon behalten, Italien will 
ausgehen lassen, und 

sähe gern Paris,' zum 
künftiges europäisch-s 

die Wahl des endgültigen Sit­
zungen der sedia 1 

nur einstimmig getroffen uin, aufun-
ertaut worden Da aber eine 

Kom-
: whaftsgcmeinsdiai ' 

bι gönnen, sich in 
i/urjditen, und cbibeí wird es auch 

die Exekutivorgane, aber diese sind nicht an 
die Beschlüsse und Empfehlungen des Europa-
Parlaments gebunden. 

Wenn bis jetzt die Arbeit der verschiede­
nen Organe der Wirtschaftsgemeinschaft noch 
keine nach außen weithin sichtbaren Früchte 
getragen hat, dann ist das durchaus verständ­
lich. Denn einmal sind diese Stellen gegen­
wärtig in der Hauptsache damit beschäftigt, 
die technischen Vorbedingungen 
Funktionieren der Wirtschattsgemeinst 
zu schaffen, und zum andern sind sie ja audi 
an den Zeitplan des Vertrages gebunden. 

Die Konteren* von Strew 
Die In diesem Plan für das erste Vertrags-

jahr vorgesehene Agrarkonierenz hat bereits 
Anfang Juli in Stresa stattgefunden. An ihr 
nahmen dieLandv. ter der sechs 

nei lander die Vertreter der landwirt-
i und die Mit · 

.1er EWG-Kommission teil Selbstver-
Treffen noch 

keine konkreten Beschlüsse übe r eine*gemein­
same Agrarpolitik zu ι, sondern es 
diente der gegenseitigen Information sowie 
vor allem der Uni g der EWQ-Kom-
mission über d l in 
den ein.« - wird 
nun diese Inloi m 
mit den Regierung üo-
nen vertiefen eine gen. 
Agrarpolitik entwickeln. Das ist t in ; 

.le Aufgabe, dem. . i n and 
europäischen Wirtschaftsberelcb gibt es zwl-

i den einzelnen Ländern so große struk­
turelle Unterschiede, so vielfältige Markt-
regulierungs- und Subveni; .den wie 
gerade in der Landwirtschaft. Wenn dennoeh 
In Stresa ein einrn für eine 
gemeinsame europäische Agrarpolitik abgelegt 
wurde, dann ist das eine erfreulldie Ueber-
raschung. Ob allerdings dies Bekenntnis auch 
In der rauhen Praxis standhalten wird, muß 
sich erst noch zeigen. Denn die EWG-Kom­
mission kann nur eine ι poli­
ti«: betreiben, wenn sie das Hecht und den 
Mut hat, so manches Pflästerchen und so 
manche örtliche Betäubung, die bisher von 
den Regierungen verabfolgt wurde, zu besei­
tigen. Das gilt nicht nur für die Landwirt­
schaft* sondern auch für alle anderen Bereiche. 

Alle Organe der Wirtschaftsgemeinschaft, 
haben sich auch berei Intensiv mit dem 
größeren, über die Wirtschaftsgemeinschaft 
hinausgehenden der Freihandels­
zone befaßt. Snwoli VG-Kommlssion 
als auch das Europaparlament haben sich 
naehdruckheh fur die Bildung einer soldien 
Zone und deren wenig.. · Ver­
wirklichung «um 1. Januar ospro-
dien. Das geschah unter der stillschwei­
genden Voraussetzung,, daß der fur die 
Europäische Wirtsdiaftsgemeinschaft aufge­
stellte Zeitplan eingehalten wird, das heißt, 
daß die zum 1 Januar I960 vorgesehenen 
Maßnahmen — zehnprozentige Zojlsenkung 
und Aufstockung der noch bestehenden Ein­
fuhrkontingente um 20 Prozent»— tatsächlich 
zu diesem Zeitpunkt wirksinn werden. Daran 
aber war, als de Gaulle französisdier Mini­

sterpräsident wurde, zeitweilig gezweifelt wor­
den, Von verschiedenen Seiten war vermutet 
worden, die neue französische Regierung 
werde einen generellen Aufschub der er­
sten konkreten Maßnahmen verlangen. Wenn 
sidi Paris zu dieser speziellen Frage auch 
noch nicht geäußert hat, so hat es doch offi­
ziell erklärt, daß Frankreich zu den Europa-
Verträgen stehe. Ferner hat Bundeswut-

itsminister Erhard ausdrücklich hervor­
gehoben, daß, selbst wenn Frankreich fur sich 
eine Ausnahme verlange, die anderen tüut 
EWG-Länder ihrer vertraglichen Verpflich­
tung am L Januar 1Θ59 nachkommen würden, 
Kin genereller Aufschub fur alle sechs Lan­
der kann überdies nur durch einstimmigen 
Beschluß herbeigeführt werden. 

Ebenso haben darüber, wie die Freihan­
delszone aussehen und wann sie wirksam 
werden soll, allein die Regierungen der be­

bten Länder zu entscheiden. Das aber 
sind alle Länder, die sich nadi dem Kriege 
im Europäischen Wirtschaftsrat (OEEC) zu-

uiengesehlossen haben und damit gleich­
zeitig Mitglieder der Europäischen Zabiungs-
unlon (EZU) geworden sind. Von diesen ins­
gesamt 17 Ländern nehmen die sechs, die sich 
zur Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft zu­
sammengeschlossen haben, jetzt, da sie eine 
Zollunion bilden, eine Sonderstellung ein. 
Von den anderen elf Ländern sind es wieder­
um sechs, die besonders stark an einer Frei­
handelszone interessiert sind, nämlich Eng­
land, die Schweiz, Oesterreich und die drei 
skandinavischen Länder. Bei den restlichen 
fünf Ländern, Portugal, Griechenland, Tür­
kei, Irland und Island, ist dagegen noch 
offen, ob sie den Beitritt zur Freihandels­
zone wagen wollen. Mit der Freihandel 
soll vor allem vermieden werden, daß in 
Westeuropa eine neue Zollgrenze und damit 

neues Handelshemmnis entsteht. Da fur 
die sechs Länder der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft im Laufe 4er Jahre ein 
gemeinsamer Außenzolltarif geschaffen wer­
den soll, befürchten die anderen europäischen 
Länder nicht zu Unrecht, daß ihnen dadurch 
der Zugang zu diesem Markt mehr und mehr 
erschwert würde. Das aber müßte sidi umge­
kehrt auch auf den Absatz der EWG-Länder 
in den anderen europäischen Landern ungün­
stig auswirken, Deshalb legt auch die Bundes-

olik größten Wert darauf, daß mit den 
ersten Maßnahmen der Wirtschaftsgemein­
schaft um l Januar 1959 zugleich auch die 
Freihandelszone In Kraft tritt. 

Sornenkind rreihandehton» 
Zur Ueberbrückung der bei der Freihan­

delszone aufgetretenen Schwierigkeiten sind 
Schon die versdiledensten Lösungen vorge­
schlagen und erörtert worden, aber entweder 
erwiesen sie sich als unzulänglich, oder sie 

alerten am Widerstand des einen oder an­
deren Landes, Vor allem die Franzosen ver­
spüren offensichtlich wenig Sympathie für 
eine Freihandelszone. Ihnen scheint mehr dar­
an zu liegen, die Europäische Wirtschaftsge­
meinschaft und damit den dazugehörendin 

•ösischen Ueberseegebieten eine wirt­
schaftliche Sonderstellung zu verschaffen, Sie 

vergangen daher für die Freihandelszone ähn­
liche Spielregeln — feste vertragliche Bindun­
gen, Ausnahmeklauseln und Institutionen —, 
w»e sie für die Sechserge. : gelten, 
was aber wiederum vor allem die Engländer 
mit Rücksicht auf das Co/nmonwealth nicht 
akzeptieren wollen. Trota zahlreicher Bespre­
chungen, trotz der direkten Verhandlungen 
zwischen der* englischen und französischen 
Regierung und trotz der deutschen Ven 
lungsbemühungen ist bisher noch keine ι 
gung erzielt worden Ja selbst I 
EWG-Ländern gehen infolge de 
Widei standes noch die Meinungen auseinan­
der. Die Engländer hatten sogar sdiqn gedroht, 
daß sie an den Verhandlungen tl 
nicht mehr teilnehmen, wenn F 
weiterhin bei seiner ablehnenden Haltung ver­
harre. Ebenso hatte sidi auch schon die 
Sdiweiz vor einigen Wochen aus Oppo> 
gegen die Verschleppung der Freihandels­
zone geweigert, der Verlängerung der Euro­
päischen Zahlungsunion um ein weiteres ' 
zuzustimmen. Erfreulicherweise ist diese Ver­
längerung dann doch vorgenommen worden. 

Frankreich lenkt ein 
Ebenso sind auch die Engländer ietzt d 

nach Paris gekommen, um an den jetzigen Ver­
handlungen der siebzehn OEEC über 
die Freihandelszone teilzunehmen. Oleidi-
zeitig haben sich auch die Franzosen in 
den letzten Tagen zu einigen Zugeständnissen 
bereit erklärt. Während sie bisher immer den 
Standpunkt vertí.. deluzone 
solle orst nach der 
semeinscheft wirks 
damit einverstande 
ersten zehnprozen 
halb der Wirtschaf 
nuar 1659 aui 

rapai sehen .fts-
werden, sind sie jetzt 

laß gleichzeitig mit der 
..kun¡» inner-

•meinschaft zum 1, Ja­
il Länder der 

Freihandelszone ihre Zolle in gleichem Maße 
herabsetzen. Allerdings verlangt Frankreich 
für diese und einige andere Konzessionen be­
achtliche Gegenleistungen, besonders in der 
Frage der Beschlußfassung. Bisher war man 
übereingekommen, daß über die Ausgestal­
tung und etappenweise Verwirklichung der 
Freihandelszone mit qualifizierter Mehrheit — 
also bei 17 Ländern mit mindestens 12 Stim­
men — entschieden werden soll. Nun aber 
macht Frankreich zur Bedingung, daß von 
den sechs Ländern der Wirtschaftsaemein-
sdiaft in allen Fragen, soweit sie die Frei­
handelszone betreffen, immer Einstimmigkeit 
erzielt werden muß. Das aber winde bedeu­
ten, daß, wenn ein Land der Sechser-Gemein­
schaft irgendeinem Punkt nicht zustimmt, da­
durch jede qualifizierte Mehrheit vereitelt 
würde. Frankreldi'könnte also auf die 
ein absolutes Vetorecht· gegenüber allen 
deren sechzehn Ländern in allen Fragen der 
Freihandelszone erlangen. Darüber und über 
die anderen Fragen der Freihandelszone, vor 
ailem das Problem der Ursprungszeugnisse, 
wird zur Zeit in Paris nodi verhandelt. Durch 
das jüngste Einlenken Frankreldis beurteilt 
man jetzt die Chancen der Freihandelszone 
optimistischer. Immer wieder aber zeigt sich, 
wie schwer es* ist, Europa zu einer wirtschaft­
lichen Einheit zu verschmelzen. 

Der Fahrplan des Gemeinsamen Marktes 
Die Europäische Wirtschaftsgemein 

(EWG) soll nach dem Vertrag in zwölf, späte­
stens in fünfzehn Jahren verwirklicht werden. 
Diese sogenannte Uebergangszeit ist in drej 
zeitliche Stufen zu je vier Jahren eingeteilt. In 
jeder Stufe müssen bestimmte Zielp erreicht 
werden, für die der Vertrag genaue Termine 
vorschreibt. Wie dieser Zeitplan oder Europa-
Fahrplan aussieht, zeigt die folgende, vom 
Deutschen Raiffeisenverband aus dem Ver­
tragstext susgezogene Zusammenstellung: 
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Am 1. 1.1858 Inkrafttreten des Vertrages. 
Erste Stuie dei uebergangszeit 
beginnt. 
Konferenz der Mitgliedstaaten 
zur Erarbeitung der Grund­
linien für eine gemeinsame 
Agrarpolitik. 
Beschluß des Rates über objek-

I Grundsätze für Mindest­
preise. 

Am 1. 1.1959 Erste Senkung der Zolle zwl-
ien den sechs Mitgliedslän­

dern um 10 Prozent. 
Zusammenrechnung der Ein-
fuhrkoii mit den ein­
zelnen , M ndern zu 
einemGloba nt für die 
Gesamtheit aller Partner. 
Aufstockung dieses Globalkon-
tingentes um 20 Prozent. Es 
mn tens 3 Prozent der 

ugung des be­
treffenden Produkts ausmachen. 

Vor 31.12 1959 Festsetzung der Grundlagen für 
die Berechnung der AußenzolL-
»ätze der Wirtschaftsgemein­
schaft. 

Vor 1. 1.1B80 Vorschläge der EWG-Kommis­
sion für die Gestaltung und 

•mg einer gemein­
samen Agrarpolitik und gleich-
zeltige Ablösung der einzel-
staatlichen Hingen. 

Am 1. 1.1880 Erhöhung des Prozentsatzes der 
Gin Pro­
zent, mindestens auf 4 Prozent 

ι zeugung, 
1 7. I960 Zweite Zollsenkung um 10 Pro-

Mi ig der Giobalkontin­
gente um 2Ö Prozent, minde­
stens auf 5 Prozent de·- inländi­
schen Erzeugung. 

iß des Rates über C 
ind Revisionsverfahren 

mg von Mindest-
in der Landwirtschaft. 

. erkehrsUrlfen mit 
tionn '• irkung. 

gleicher Löhne für 

Am 

Am 1 1 

Bis 31 

Am 31 13. IM 

Am 1. 1.1962 Dritte Zollsenkung um 10 Pro­
zent (insgesamt also bis zu die­
sem Zeitpunkt 30 Prozent). 

Am 1. 1.1862 Erhöhung der Giobalkontin­
gente um "?0 Prozent auf min­
destens auf 5,75 Prozent der 
inländischen Erzeugung. 

Am l ι 1098 Befreiung des laufenden Zah­
lungsverkehrs von De\ 
regelungen. 

Am 1. 1.1862 Eßste Zollsätze des gemein-
.nen Außentarifs treten in 
aft. Die nationaler Zolle der 

( /Partnerländer werden um 30 
Prozent an die neuen Tarife 
angenähert. 

Ends 1063 Der Rat stellt fest, ob die Ziele 
der ersten S*ufe des Gemein­
samen Marktes erreicht Worden 
sind und eventuell eine Ver­
längerung der ersten Stufe not­
wendig ist. 

Am 1. I 1863 Erhöhung der Globalkontin­
gente um 20 Prozent, minde­
stens auf β,β Prozent der in-

idischen Erzeugung (1887 
müssen 20 Prozent erreicht 
sein). 

Am 1 7.1983 Vierte Senkung der Binnen­
zölle um 10 Prozent (Bei Ver-

uerung der ersten Stufe 
später.) 

Am 1. 1.1965 Fünfte Senkung der Binnen­
zolle um 10 Prozent 

Am 31.12.1865 Schlußtermin fur das Vetorecht 
der Elnzelst taten zu der Ge­
staltung der Außenzölle der 
Liste G. 

Ab 1. 

Am l. 1,1966 Gleichbehandlung von Waren 
aus jedem Ptrtneiland im Rah­
men der einzelstaatlidien Ver­
kehrsferne 

Am 1. 11886 Sechste Senkung der Binnen­
zölle uni lü Prozent. Insgesamt 
müssen also bis dahin 60 Pro­
zent abgebaut sein. Der Abbau 
der restlidien Zölle in den fol­
genden vier Jahren ist nicht im 
einzelnen festgelegt. 

Am 1. 1.1866 Zweite Annäherung der natio­
nalen Zolltarife um 30 Prozent 
an den gemeinsamen Außen-
Milltarif, 

1.1866 Abänderurtgsmo«Iidikeit<»n der 
landwirlschaftüehen Mindest­
preise, 

Am 31.12.1867 Die Erhöhung der Globalkon­
tingente muß 20 Prozent der 

Indische« Produktion er­
reicht hai 

Bis 31.12.1969 Freiheit des Kapitalverkehi 
dem für das gute Funktionie­
ren der Wirtschaf tsgeni' 
schaff erforderlidien Ausmaß. 

Am 31.12.1869 Freizügige Wahl des Arbt 
¡zes innerhalb der Gemein-
ift. 

Am 31.12.1969 Volle Anwendung des neuen 
gemeinsamen Außenzolltarifes. 

Am 31.12.1889 Ende der Uebergang 
den Gemeinsamen Markt. 

Am 1. 1.19-70 Ablösung der letzten etwa noch 
bestehenden landwirtschaftli-

reise 
der drei Org. 
gemäß Art. 40/2. 

ne 
en 

Organe und Ausschüsse der drei Gemeinschaften 

ft 

• 12.196t '. n | gleicher LI 
Männer- und Frauenarbeit 

Bis 1. 1.1982 Langfristige landwirtschaft­
liche Verträge oder Abkommen. 

Montanunion 
Ituopdl·«*· OsmelntcNafl 

tili K*hl« unri Slahl 

Rat 

6 Ministar 

Haha Behörde 

9 Mitgliadar 

Beratender Ausschufs 

EWG 
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Wirtschafts- und Soiialausschufj (Beratendes Gremium) 

Gemeinsame Versammlung ¡Europa-Parlament] für a l l · drei Gemeinschaften 

142 Abgeordnete 

Hoher Gerichtshof für alle drei Gemeinschaften 
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